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dent für 21/2 Jahre; Europäischer Außenminister 
für mindestens 5 Jahre; Gesetze statt Verordnun-
gen; Rahmengesetze statt Richtlinien usw.). 

Nun muss mit den negativen Abstimmungs-
ergebnissen und der quasi-Verweigerung des 
Referendums in Großbritannien die Spreu vom 
Weizen getrennt werden. Damit auch die Bürger 
ihr Recht zur Stimmabgabe ernst nehmen, müs-
sen die Ergebnisse von Referenden Konsequenzen 
haben, auch für Gründerstaaten wie Frankreich 
und die Niederlande, seien sie groß oder klein.

Die Ja-Staaten werden als dynamische Kern- 
staaten die Entwicklung in wechselnden Koali-
tionen in- wie außerhalb des EU-Rahmens vor-
antreiben wollen und dafür die im Vertrag von 
Nizza vorgesehene Möglichkeit zur „Verstärkte 
Zusammenarbeit“ nutzen. Da die Nein-Staaten 
ihr begrenztes Interesse an der Fortentwicklung 
der EU bekundet haben, driften sie an den Rand 
des Integrationsgeschehens und können – wie 
Irland und Großbritannien jetzt schon – erleben, 
dass die Nicht-EU-Mitglieder Island, Norwegen 
und neuerdings die Schweiz durch Teilnahme 
am Schengen-Abkommen hinsichtlich freien Per-
sonenverkehrs und Asylrechts an ihnen vorbei  
ziehen. 

Nun spitzt die Weigerung Großbritanniens, den 
Ratifikationsprozess fortzusetzen, die Krise 
gefährlich zu, weil erstmals offenkundig wird, dass 
eine der Mehrheit der britischen Wähler genehme, 
d.h. schwächere EU, angestrebt wird. Sie würde 
beschränkt bleiben auf Wirtschaft (hauptsächlich 
Handel, vielleicht noch den Binnenmarkt), aber 
ohne Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik 
und innergemeinschaftliche Solidarität. Wenn der 
britischen Regierung eine gründliche Diskussion 
über die künftige EU am Herzen läge, hätte sie 
den Europäischen Rat am 16./17.6.05 in Brüssel 
abwarten können. Nun sind vom Übergang der 
EU-Präsidentschaft auf London am 1.7. kaum 
konstruktive Initiativen zu erwarten. 

Europaweite Diskussion als  
beachtlicher Erfolg
Wäre die Europäische Verfassung ohne große 
Krise in Kraft getreten, wäre der internationale 
und völkerrechtliche Stellenwert der EU schlag-
artig gewachsen, der Euro würde sofort an Wert 
zulegen und die außenpolitische und militärische 
Interventionsmöglichkeiten der EU würden noch 
ernster genommen werden. Aber leider würde 
die EU im Innern mangels intensiver Auseinan-
dersetzung bei den EU-Bürgern nach wie vor ein 
ungeliebtes Schattendasein führen. Nun erlebten 
die Menschen dank Medien, Parteien, Verbän-
den über Monate eine intensive öffentliche Dis-
kussion mit Steigerungen durch die negativen 
Referenden in Frankreich und den Niederlanden 
und den zu erwartenden restlichen Abstimmun-

gen und Auseinandersetzungen. Es gibt also eine 
europäische öffentliche Meinung, die sich schon 
bei BSE/Kreutzfeld-Jakob, Osterweiterung, Tür-
kei usw. zeigte ... Die Wissenschaft sollte endlich 
aufhören, das Fehlen einer europäischen, öffentli-
chen Meinung zu beklagen und die Regierungen 
sollten beginnen, ihre Völker als europäischen 
Souverän zu behandeln und EU-weite Volksbefra-
gungen zur Verfassung zum gleichen Zeitpunkt 
ansetzen.

OLAF fördert unfreiwillig die Transparenz
Auf unserer Internetseite www.forum-online.lu kann man die neueste Epi-
sode aus dem Schwank "OLAF und das Auswahlverfahren" nachlesen.  
Wir hatten über das merkwürdige Verfahren für die Neubesetzung des 
Direktionspostens beim EU-Amt für Betrugsbekämpfung OLAF berichtet. 
Spezialisiert auf die Aufdeckung von Ungereimtheiten zeigt OLAF jetzt, 
wie man sich selber entlarvt. 

Der österreichische Sozialdemokrat und Vizepräsident des Haushaltskon-
trollausschusses Herbert Bösch hatte die EU-Kommission am 26. Januar 
2005 gefragt, ob sie Informationen bestätigen könne, wonach der 
gegenwärtige Amtsinhaber (Franz-Hermann Brüner) an der Formulierung 
der Ausschreibung mitgewirkt habe.

In seiner Antwort vom 16. März 2005 bestritt dies Vizepräsident Kallas 
(zuständig für Verwaltung, Audit und Betrugsbekämpfung) im Namen der 
Kommission. In der Antwort hieß es wörtlich: „Der gegenwärtige Amts-
inhaber hat an der Formulierung der Ausschreibung nicht mitgewirkt." 

Wir haben das Dokument, auf das er sich bezieht (den Entwurf zur 
internen Ausschreibung), bei der Kommission angefragt und in der 
vorgesehenen Frist von 14 Tagen erhalten. Wie groß war aber unsere 
Verwunderung, als wir unter Autor in den Eigenschaften des elektro-
nischen Dokuments den Namen "H.J. Brüner" fanden. Demnach kann 
man wohl davon ausgehen, dass Franz-Hermann Brüner an der For-
mulierung der Ausschreibung nicht nur mitgewirkt, sondern sie höchst- 
persönlich verfasst hat. Einer Stellungnahme der EU-Kommission zu dieser 
bemerkenswerten Selbstoffenbarung sehen wir mit Interesse entgegen.
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